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Wenn man die Berichterstattung zur anhalten-
den Wirtschaftskrise verfolgt, bekommt man 
den Eindruck einer großen Ratlosigkeit der po-
litischen Eliten. Sind die ökonomischen Prob-
leme unlösbar geworden?

Die ökonomischen Probleme sind nur innerhalb 
des dominierenden neoliberalen Gedankenguts 
unlösbar. Laut dem neoliberalen Mainstream – der 
sowohl das Denken der EZB, der Kommission, der 
Mainstream Medien sowie der meisten Universitä-
ten beherrscht – können solche Krisen wie die aktu-
elle eigentlich gar nicht auftreten. Und sie können 
daher mit den üblichen neoliberalen Instrumenten 
auch nicht bewältigt werden. Da die Sinnlosigkeit 
der bis jetzt getroffenen Sparmaßnahmen langsam 
auch von der Politik erkannt wird, macht sich nun 
Ratlosigkeit breit. Das ist aber immerhin schon ein 
großer Fortschritt, bis jetzt ist die Politik voll Gas in 
die falsche Richtung gebraust, siehe Griechenland. 
Jetzt bleibt sie zumindest mal stehen und scheint 
nachzudenken. Es gibt zwar sehr wohl zahlreiche 
Ökonomen, die die aktuelle Situation analytisch-
wissenschaftlich und logisch konsistent erklären 
können und die Krise sogar vorausgesehen haben. 
Für gewöhnlich anerkannte Post-Keynesianer. Das 
Problem der Politik aber ist, dass sie die Lösungs-
vorschläge der Post-Keynesianer nicht hören will/
kann die da lauten: radikale Vermögenssteuern. Und 
daher sucht sie verzweifelt andere Auswege, die es 
nicht geben kann.

 Welche Auswirkungen haben die bisher prakti-
zierten Lösungsansätze? 

Die angewandte Politik hat mehrere Aspekte. Die 
Konjunkturpakete haben einen Einbruch der Welt-
wirtschaft verhindert und die Politik der Zentralban-
ken hat das Finanzsystem zumindest vorübergehend 
gerettet. Ohne diese Politik würde es uns heute viel 
schlechter gehen. Das Problem ist aber, dass sich 
die Politik damit bisher in erster Linie Zeit gekauft 
hat, die wirklichen Probleme aber aus verschiede-
nen realpolitischen Gründen nicht angehen kann. 
Die aktuellen Ansätze, das Wirtschaftswachstum 
durch Sparmaßnahmen und „wettbewerbsstei-
gernde Maßnahmen“ – letzteres ist meistens nichts 
anderes als Neusprech für: soziale Schweinereien – 
anzutreiben und damit die Krise zu lösen, sind zum 
Scheitern verurteilt. Jede Wette.  

Welchen ökonomischen Effekt haben Nulllohn-
runden?

Sie steigern die Profiteinkommen der Spitze auf Kos-
ten des Einkommens der Masse. Das ist der eigent-
liche Zweck dahinter. Offiziell werden Lohnsenkun-

Extremes Ungleichgewicht bei Vermögensverteilung

Das Vermögen ist in ganz Europa extrem auf die Spitze kon-
zentriert . Die reichsten [1 xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx
xxxxxxxx] In Österreich besitzt das reichste Prozent mehr an 
privatem Geldvermögen als 90 Prozent der Bevölkerung zu-
sammen.

Leistungskürzungen	in	den	Gemeinden	
Der Spardruck wird zum Teil auf die Gemeinden abgewälzt. Die Gemeinden müssen immer mehr öffent-
liche Aufgaben übernehmen ohne dass ihnen dafür ausreichend Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
Gebührenerhöhungen und Qualitätsverlust bei den öffentlichen Diensten wie dem Öffentlichen Perso-
nennahverkehr sind die Folge. 

Wohlstand	
Das Wirtschaftswachstum wird als Veränderung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) berechnet. Im BIP wer-
den alle Güter, das sind Waren und Dienstleistungen, die innerhalb eines Jahres in einem Land produziert 
werden, zusammengezählt. Unterstellt wird, dass der Wohlstand umso größer ist, umso größer das BIP 
ist. Das ist aus mehreren Gründen problematisch:

 Die Kosten eines Verkehrsunfalls, wie zum Beispiel diejenigen für den Abtransport der Verletzten, die 
medizinische Versorgung, die Rehabilitation etc. erscheinen als Wohlstandssteigerung, ebenso die Kos-
ten zur Beseitigung von Umweltschäden. 

 Schlechte Produkte, die häufig ersetzt werden müssen, erhöhen das Wirtschaftswachstum, verbessern 
aber nicht die Lebensqualität. 

 Unbezahlte Arbeit, zum Beispiel die mehrheitlich von Frauen verrichtete Hausarbeit, freiwillige Tätig-
keiten bei Feuerwehr und Sanitätsdiensten fließen nicht in die Berechnung des BIP ein. 

Das BIP sagt auch nichts darüber aus, wie die Vermögen unter der Bevölkerung verteilt sind.

Arbeitsrecht: Abbau von ArbeitnehmerInnenrechten

In ganz Europa dient die anhaltende Krise als Vorwand für „Reformen“ des Arbeitsrechts mit denen Ar-
beitnehmerInnenrechte massiv abgebaut und die Arbeitsbedingungen verschlechtert werden. Ein Working 
Paper des Europäischen Gewerkschaftsbundes vom April 2012 gibt einen umfassenden Überblick über die 
Entwicklung. 
 

Modelle	für	Vermögenssteuern
Geht man davon aus, dass nur das Vermögen von Personen mit über € 250.000,– Vermögen (bei Ehe-
paaren € 500.000,–) und dies auch nur nach zusätzlicher Anrechnung von Kinderfreibeträgen (pro Kind  
€ 100.000,–) sowie Freibeträgen für Unternehmen besteuert werden soll, dann träfe eine Vermögens-
steuer in allen europäischen Staaten an die 8 Prozent der Bevölkerung. 

Ein Steuersatz von 10% auf Vermögen, welche über den genannten Freigrenzen liegen, würde nach Be-
rechnungen des Deutschen Wirtschaftsforschungsinstituts (DIW) allein in Deutschland ca. 9% des Brut-
toinlandsprodukts (BIP) ergeben, umgelegt auf das österreichische BIP (2011: 301 Mrd. Euro)  wären das  
rund 27. Milliarden Euro.  

(Quellen:  Bach, Stefan: Vermögensabgaben – ein Beitrag zur Sanierung der Staatsfinanzen in Europa. Steuerinitiative im ÖGB) 

Materialien zum Thema: http://www.diigo.com/list/ugoedgraz/umverteilung-soziale-gerechtigkeit-fairness
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gen – und Nulllohnrunden bei positiver Inflation sind 
reallohnsenkend – zur Wettbewerbssteigerung propa-
giert. Alle Länder sollen ihre Löhne senken, dadurch 
billiger produzieren, dadurch wiederum einen Export-
überschuss erwirtschaften und mit diesem Überschuss 
die Schulden zurückzahlen. Aber das ist natürlich ein 
schlechter Scherz. Es ist unmöglich, dass alle Länder 
dieser Erde Exportüberschüsse erwirtschaften. Die 
Exportüberschüsse des einen Landes sind die Import-
überschüsse des anderen. Der Weltwirtschaftsbilanz-
saldo zwischen Importen und Exporten ist Null. Und 
da die Privatverschuldung zu Konsumzwecken in der 
aktuellen Situation nicht mit der Entwicklung Schritt 
halten kann, haben wir mittelfristig durch die Lohn-
senkungen einen Rückgang der effektiven Nachfrage, 
wodurch sich die Situation für alle verschlechtert. 
Nun, für fast alle, die unteren 98%. 

Was wäre notwendig, um die anstehenden Prob-
leme zu bewältigen? Was müsste getan werden?

Wir müssen das Problem der Verschuldung in den Griff 
bekommen. Auch, aber nicht nur, der Staatsverschul-
dung, sondern das Problem der Gesamtverschuldung. 
Die Schulden des Einen sind die Guthaben des Ande-
ren. Und zwar höchstwahrscheinlich des superreichen 
Anderen, da die Vermögen in allen Ländern extrem 
auf die Spitze konzentriert sind. Wir benötigen also 
radikale Vermögenssteuern für Superreiche mit denen 
wir dann die Wirtschaft wieder ankurbeln, bevorzugt 
ökologisch & sozial nachhaltige Arbeitsplätze schaf-
fen und unsere Schulden bei eben jenen Superreichen 
zurückzahlen. Gelingt uns das nicht wird das System 
aufgrund des exponentiellen Schuldenwachstums kol-
labieren. Eher früher als später.  

Was hindert die Mächtigen das Richtige und Not-
wendige zu tun?

Ihr Weltbild und die Tatsache, dass sie bisher mit die-
sem Weltbild sehr gut gefahren sind. Und dass es in 

ihrem Umfeld unzählige ja-sagende MitläuferInnen 
gibt, die sich auch noch gerne auf Kosten anderer be-
reichern möchten bevor die Musik aufhört zu spielen. 

Was kann der Einzelne zu einer positiven Ent-
wicklung/zukunftsfähigen Entwicklung der Ge-
sellschaft  beitragen?  

Man kann sich informieren, sich Gedanken machen 
und mit Freunden darüber reden. Man kann richtig 
wählen – Politik, die langfristig stabile Lösungen an-
strebt. Man kann selbst sein Konsumverhalten über-
denken, regional und ökologisch konsumieren, sein 
Auto verkaufen, den Fernseher verschrotten. Man 
kann Vorbild sein. Sehr viele Leute interessieren sich 
für unsere aktuelle Situation, bekommen aber nur 
stark gefilterte Informationen. Diesen Leuten kann 
man helfen.

Du hast 2006 die Finanzkrise 2008 vorhergesagt. 
Was ist deine Prognose für die nähere Zukunft?

Wenn wir nicht bald mit diesem Schwachsinn aufhö-
ren, wird es krachen. Und zwar derb. Eine wesent-
lich ausführlichere Prognose findest Du auf meiner 
Homepage: www.mariomatzer.at. Dort gibt es auch 
die Möglichkeit, sich zu meinem Newsletter anzu-
melden sowie die Termine zu meinen öffentlichen 
Vorträgen.  

Du bist Wissenschaftler und Gewerkschafter. 
Welchen Beitrag zur Bewältigung der Krise er-
hoffst du dir von unserer Universität? Was er-
wartest du dir von unserer Gewerkschaft?

In der ökonomischen Lehre wäre es schön, wenn die-
se einen etwas breiteren Studienplan zuließe, sodass 
die Studierenden die Möglichkeit haben, neben der 
Neoklassik auch andere volkswirtschaftliche Strö-
mungen kennen zu lernen. Leider kann man zur Zeit 
inneruniversitär nur Karriere machen, wenn man den 
herrschenden neoklassischen Mainstream akzeptiert. 
Und auch wenn dieser seinen Charme hat, so wären 
ein paar Kurse, die sich mit der Realität auseinander-
setzen, auch ganz spannend. 

Von der Gewerkschaft erwarte ich mir eine Öffnung. 
Einerseits nach Europa. Europäische Politik verlangt 
europäische Antworten und die Gewerkschaftsbe-
wegung kann sich in diesen Chor nur einbringen, 
wenn sie die nationalen Grenzen hinter sich lässt und 
beginnt, im gesamteuropäischen Kontext zu denken 
und zu handeln. Andererseits hin zu denen, die heut-
zutage besonders unter der Ausbeutung zu leiden 
haben, zu den Scheinselbstständigen, den Dauer-
praktikantInnen, den WerkvertragsnehmerInnen, 
den MigrantInnen etc.
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Volkswirt	
Mario	Matzer

Zur	Person
Mario Matzer hat an der Karl-Franzens-
Universität Volkswirtschaft studiert und 
hält seit dem Abschluss seines Studiums 
im Jahr 2006 öffentliche Vorträge zur Fi-
nanzkrise. Seit 2010 ist er als Lektor am 
Institut für Finanzwissenschaft und Öf-
fentliche Wirtschaft an der Universität 
tätig. Seine Forschungsschwerpunkte sind 
Finanzmärkte und makroökonomische 
Stabilität, Vermögens- und Einkommens-
verteilung. In über 60 Vorträgen pro Jahr 
für Wirtschafts- Arbeiter- Rechtsanwalts-
kammer,  Volkshochschulen, ÖGB, für In-
teressensvertreterInnen, Vermögensbera-
terInnen, BankerInnen und andere Akteure 
der Wirtschaft  bringt er die Ergebnisse 
seiner Forschung  in allgemein verständ-
licher Weise der interessierten Öffentlich-
keit näher.


